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Gemeinschaft stammende Waren und

für solche Waren, die, gleich woher
sie ursprünglich stammen, in einem
Mitgliedstaat in den freien Verkehr
gebracht worden sind.

2. Die vertraglich verbotenen Maßnah­
men mit gleicher Wirkung wie men­
genmäßige Beschränkungen erfassen
jede Handelsregelung der Mitgliedstaa­
ten, die geeignet ist, den innergemein­
schaftlichen Handel unmittelbar oder

mittelbar, tatsächlich oder potentiell
zu behindern. Artikel 30 EWG-Ver­

trag steht im innergemeinschaftlichen
Handel der Anwendung nationaler
Rechtsvorschriften entgegen, welche
das Erfordernis von Einfuhrlizenzen

oder ähnlichen Verfahren gleich wel­
cher Art auch nur formal aufrechter­
halten. Darüber hinaus schließt Arti­

kel 9 Absatz 2 auch jedes Vorgehen
von Verwaltungsbehörden aus, mit
dem eine unterschiedliche Behand­

lung des Warenverkehrs begründet
werden soll, je nachdem, ob die Wa­
ren aus der Gemeinschaft oder ob sie
aus Drittländern stammen und sich in

einem Mitgliedstaat im freien Verkehr
befinden.

3. Da die gemäß Artike 115 zugelasse­
nen Ausnahmen nicht nur von den
für das Funktionieren des Gemeinsa­

men Marktes grundlegenden Vorschrif­
ten der Artikel 9 und 30 EWG-Ver­

trag abweichen, sondern auch die
Durchführung der in Artikel 113 vor­
gesehenen gemeinsamen Handelspoli­
tik behindern, sind sie eng auszulegen
und anzuwenden.

4. Es stellt für sich genommen keine
Maßnahme mit gleicher Wirkung wie
eine mengenmäßige Beschränkung
dar, wenn der Einfuhrmitgliedstaat für
im freien Verkehr befindliche Erzeug­
nisse, deren Gemeinschaftsstatus
durch die EWG-Warenverkehrsbe-

scheinigung bescheinigt wird, in der
Zollerklärung die Angabe des Ur­
sprungslandes verlangt, sofern es sich
um Waren handelt, für die handelspo­
litische Maßnahmen gelten, die dieser
Staat im Einklang mit dem Vertrag
getroffen hat. Jedoch fiele ein solches
Verlangen unter das Verbot des Arti­
kels 30 EWG-Vertrag, wenn der Im­
porteur verpflichtet würde, hinsicht­
lich des Ursprungs etwas anderes anzu­
geben, als er weiß oder vernünftiger­
weise wissen kann, oder wenn bei Un­
terlassung oder Unrichtigkeit dieser
Angabe Sanktionen verhängt würden,
die zu einem Verstoß gegen eine
bloße Ordnungsvorschrift außer Ver­
hältnis stehen. Jede administrative
oder strafrechtliche Maßnahme, die
über den Rahmen dessen hinausgeht,
was für den Einfuhrmitgliedstaat unbe­
dingt erforderlich ist, um angemessen
vollständige und richtige Erkenntnisse
über die besonderen handelspoliti­
schen Maßnahmen unterliegenden
Warenströme zu erhalten, ist als vom
Vertrag verbotene Maßnahme mit glei­
cher Wirkung wie eine mengenmä­
ßige Beschränkung anzusehen.

5. Während der Übergangszeit stellte
eine innerstaatliche Regelung, die die
Einfuhr von aus dritten Ländern stam­

menden Waren aus einem Mitglied­
staat, in dem sie sich im freien Ver­
kehr befanden, im Hinblick auf eine
etwaige Anwendung von Artikel 115
EWG-Vertrag von einem Antrag auf
eine Lizenz abhängig machte, keine
vom Vertrag verbotene mengenmä­
ßige Beschränkung dar, sofern dieses
Verlangen keine Verschärfung der bei
Inkrafttreten des Vertrages geltenden
Regelung bedeutete. Die innerstaatli­
chen Gerichte haben zu prüfen, ob
dies in den ihnen vorliegenden Fällen
so ist.

In der Rechtssache 41/76

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag von der Cour
d'appel Douai in dem vor diesem Gericht anhängigen Strafverfahren
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Suzanne Donckerwolcke verehelichte Criel, Geschäftsführerin, wohnhaft in
Heusden (Belgien), und

Henri Schou, Ausfuhrhändler und Geschäftsführer, wohnhaft in Saint-Denis-
Westrem (Belgien),

gegen

Procureur de la République beim Tribunal de grande instance Lille und

Directeur général des douanes et droits indirects, Paris,

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Begriffs
Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkun­
gen nach Artikel 30 ff. EWG-Vertrag

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten H. Kutscher, der Kammerpräsidenten A. M.
Donner und P. Pescatore, der Richter J. Mertens de Wilmars, M. Serensen,
A. J. Mackenzie Stuart, A. O'Keeffe, G. Bosco und A. Touffait,

Generalanwalt: F. Capotorti
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf
und die gemäß Artikel 20 des Protokolls
über die Satzung des Gerichtshofes der
EWG abgegebenen Erklärungen lassen
sich wie folgt zusammenfassen:

I — Sachverhalt und schriftliches
Verfahren

Die Firma Sackin, Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung belgischen Rechts
mit Sitz in Ledeberg (Belgien), deren Ge-

schäftsführerin Frau Suzanne Doncker­

wolcke verehelichte Criel ist, führte vom
23. Januar bis zum 27. Oktober 1970 un­
ter Einschaltung eines Zollagenten 8 Par­
tien Stoffballen aus synthetischen Textil­
fasern (Tarifstelle 56.07.A.II des Gemein­
samen Zolltarifs) und 13 Partien Pack­
säcke aus Synthetikfaser-Stoffen (Tarif­
stelle 62.03.B.II) nach Frankreich ein.

Die Firma Cototextil, eine ebenfalls in
Ledeberg ansässige Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung belgischen Rechts,

1923



URTEIL VOM 15. 12. 1976 — RECHTSSACHE 41/76

deren Geschäftsführer Herr Henri Schou
ist, führte im Laufe des Monats Dezem­
ber 1969 5 Partien Packsäcke aus Synthe­
tikfaser-Stoffen und vom 1. Januar bis
zum 2. Juni 1970 4 weitere Partien Pack­
säcke nach Frankreich ein.

Der Gesamtwert dieser Einfuhren belief
sich für die Firma Cototextil auf 152 618
FF und für die Firma Sackin auf 677 491
FF.

Diese Einfuhren wurden bei dem Zoll­

amt von Halluin mit 30 Zollerklärungen
auf dem Formular D 3, ausgestellt für
den Verbrauch in Frankreich, angemel­
det; diese Zollerklärungen nannten als
Ursprungsbezeichnung der Ware die bel­
gisch-luxemburgische Wirtschaftsunion.
Bei ihrer Einfuhr nach Frankreich waren

die Erzeugnisse von Warenverkehrsbe­
scheinigungen nach dem Formblatt
DD 1 begleitet, die entsprechend der Ent­
scheidung der Kommission vom 5. De­
zember 1960 über die Methoden der Zu­

sammenarbeit der Verwaltungen hinsicht­
lich der Anwendung des Artikels 9 Ab­
satz 2 des Vertrages zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(ABl. 1961, S. 29) ausgestellt worden wa­
ren.

Eine von den französischen Zollbehör­

den durchgeführte Untersuchung, deren
Ergebnisse in Protokollen vom 24. No­
vember 1972 und vom 3. und 18. Mai

1973 niedergelegt sind, ergab namentlich
unter Berücksichtigung der von den bel­
gischen Zollbehörden übermittelten Un­
terlagen, daß die auf Antrag der Firma
Sackin angemeldeten Stoffe aus dem Li­
banon stammten, daß die 1969 von der
Firma Cototextil angemeldeten Säcke aus
Syrien stammten und daß die 1970 von
Sackin und von Cototextil angemeldeten
Säcke in Belgien aus Stoffen hergestellt
worden waren, die aus dem Libanon
stammten.

In Belgien waren für die Waren Zölle
entrichtet worden, die Waren befanden
sich mithin im freien Verkehr.

Die französische Zollverwaltung war der
Ansicht, die umstrittenen Einfuhren
seien mit unrichtigen Ursprungszeug­
nissen erfolgt und verstießen gegen Arti­
kel 95 Absatz 2 des französischen Code

des douanes, nach dem die Erklärungen
alle für die Verzollung und für die Erstel­
lung der Zollstatistik notwendigen Anga­
ben enthalten und insbesondere bei der

Einfuhr, wie dies Artikel 5 Nr. 10 des in
Anwendung von Artikel 95 Absatz 4 des
Code des douanes ergangenen Erlasses
des Directeur général des douanes vom
1. Dezember 1961 verlange, das Ur­
sprungs- und Herkunftsland nennen
müßten.

Durch diese unrichtige Ursprungsangabe
hätten die Betroffenen die Anwendung
des Verfahrens zur Erlangung ohne weite­
res erteilter Einfuhrlizenzen umgangen,
das nach den französischen Zollvorschrif­

ten bei den fraglichen Einfuhren hätte
beachtet werden müssen.

Die Zolldirektion brachte die Sache vor

das Tribunal correctionnel in Lille; mit
Urteil vom 19. Juni 1975 verurteilte die­
ses Frau Donckerwolcke und Herrn
Schou zu Freiheitsstrafen von 1 bzw. 3

Monaten, die zur Bewährung ausgesetzt
wurden, und verurteilte sie ferner, an die
Zollverwaltung als Gesamtschuldner an­
stelle der Einziehung der Waren, die
nicht hatten beschlagnahmt werden kön­
nen, einen Betrag in Höhe des Warenwer­
tes (470 043 FF) sowie ferner eine Geld­
strafe in Höhe des doppelten Warenwer­
tes (940 086 FF) zu zahlen.

Frau Donckerwolcke und Herr Schou leg­
ten gegen dieses Urteil Berufung zur
Cour d'appel Douai ein.

Die 4. Strafkammer der Cour d'appel
Douai hat mit Zwischenurteil vom 7.

April 1976 das Verfahren gemäß Artikel
177 EWG-Vertrag ausgesetzt, bis der Ge­
richtshof vorab über die folgenden Fra­
gen entschieden hat:
1. Stellt es eine Maßnahme mit gleicher
Wirkung wie eine mengenmäßige Be­
schränkung dar, wenn der Einfuhr-
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mitgliedstaat für im freien Verkehr
befindliche Erzeugnisse, deren Ge­
meinschaftsstatus durch die EWG-Wa­
renverkehrsbescheinigung bescheinigt
wird, in der Zollerklärung die Angabe
des Ursprungslandes verlangt?

2. War eine innerstaatliche Regelung,
die die Einfuhr von Textilerzeugnis­
sen aus einem Mitgliedstaat, die sich
dort im freien Verkehr befinden und

aus einem Drittland stammten, im
Hinblick auf eine etwaige Anwendung
von Artikel 115 EWG-Vertrag von
einem Antrag auf eine Lizenz abhän­
gig machte,
a) während der Übergangszeit,
b) seit dem Ende der Übergangszeit

und insbesondere in der Zeit vom

1. Januar bis 2. Juni 1970
eine Maßnahme mit gleicher Wirkung
wie eine mengenmäßige Beschrän­
kung?

Das Urteil der Cour d'appel Douai ist am
13. Mai 1976 in das Register der Kanzlei
des Gerichtshofes eingetragen worden.

Nach Artikel 20 des Protokolls über die

Satzung des Gerichtshofes der EWG ha­
ben die Regierung der französischen Re­
publik am 13. Juli 1976 sowie die Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaf­
ten und die Berufungsführer des Aus­
gangsverfahrens am 14. Juli 1976 schrift­
liche Erklärungen eingereicht.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­

richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, ohne vorherige
Beweisaufnahme in die mündliche Ver­

handlung einzutreten.

II — Vor dem Gerichtshof abgege­
bene schriftliche Erklärun­

gen

Frau Donckerwolcke und Herr Schou,
die Berufungsführer des Ausgangsverfah­
rens, tragen im wesentlichen folgendes
vor:

a) Zur ersten Frage

Die Mitgliedstaaten seien berechtigt, in
bestimmten Fällen von Importeuren Zoll­
erklärungen und Verzollungsformalitäten
zu verlangen, sofern nur das Einfuhrland
nicht die Verwendung nationaler Doku­
mente in Fällen verlange, in denen die
erforderlichen Angaben bereits aus Ge­
meinschaftsdokumenten hervorgingen,
und sofern jedenfalls die nationalen Ver­
fahrensweisen die Einfuhr nicht schwieri­

ger oder teurer gestalteten. Insbesondere
müsse die Frage, ob es nach dem Ge­
meinschaftsrecht zulässig sei, auf den
Zollerklärungen die Angabe des Ur­
sprungslandes zu verlangen, nach dem
verfolgten Ziel beurteilt werden: die An­
wendung von Zollmaßnahmen oder die
Erstellung von Zollstatistiken.

Die Waren, um die es in dem Rechts­
streit gehe, befänden sich innerhalb der
Gemeinschaft im freien Verkehr und

kämen dementsprechend in den Genuß
des Grundsatzes der gemeinschaftlichen
Freizügigkeit. Jede sie betreffende Zoll­
maßnahme müsse also in Übereinstim­

mung mit dem EWG-Vertrag stehen
oder zumindest von einem zuständigen
Gemeinschaftsorgan gebilligt worden
sein. Die Freizügigkeit sei die Regel, für
alle Ausnahmen müsse es deshalb eine

Rechtfertigung geben, und sie seien eng
auszulegen.

In den Jahren 1969 bis 1971 habe die
Kommission Frankreich niemals gestat­
tet, die Einfuhren der fraglichen Erzeug­
nisse nach Artikel 115 EWG-Vertrag von
der Anwendung der Gemeinschaftsbe­
handlung auszunehmen; Frankreich habe
auch keine Mitteilung von einseitigen
Maßnahmen dieser Art gemacht. Artikel
115 sei eine Ausnahme von den allgemei­
nen Vorschriften über den freien Waren­
verkehr und als solche restriktiv auszule­

gen und anzuwenden, auch habe Frank­
reich selbst seine Anwendung weder ver­
langt noch selbst in Angriff genommen;
es sei deshalb nicht berechtigt, eine
Zollmaßnahme einzuführen, die darin
bestehe, durch eine Prüfung des
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Ursprungs der Erzeugnisse im Hinblick
auf eine etwaige Anwendung dieses Arti­
kels 115 die Warenströme vorbeugend zu
überwachen. Ein derartiges Überwa­
chungssystem könne nur zulässig sein,
wenn die Kommission hierzu ermächtigt
habe. Da das Einfuhrland Zollmaßnah­

men angewendet habe, die im Wider­
spruch zum Grundsatz des freien Waren­
verkehrs stünden und zu denen die Kom­

mission nicht ermächtigt habe, stelle das
Verlangen der Angabe des Ursprungslan­
des eine Maßnahme mit gleicher Wir­
kung wie mengenmäßige Beschränkun­
gen dar.

Bei der Ausübung ihres — unbestritte­
nen — Rechts, Zollstatistiken zu erstel­
len, müßten sich die Mitgliedstaaten an
die Vorschriften des EWG-Vertrags, ins­
besondere die über den freien Warenver­

kehr, halten. Eine Vereinbarkeit der den
staatlichen Maßnahmen inhärenten re­

striktiven Wirkungen mit den Vertragsre­
geln könne nur insoweit anerkannt wer­
den, als sie für die Verfolgung der mit
den Maßnahmen angestrebten Ziele uner­
läßlich seien. Wenn deshalb ein Impor­
teur gegen eine nationale Bestimmung
über die Errichtung von Zollstatistiken
verstoße, dann dürfe die Sanktion nur in
einem angemessenen Verhältnis zu dem
verfolgten statistischen Zweck stehen; im
vorliegenden Fall stehe die in erster In­
stanz verhängte Geldstrafe außer Verhält­
nis zu einer etwaigen Übertretung. Das
Ubermaß dieser Geldstrafe begründe eine
Maßnahme gleicher Wirkung wie eine
mengenmäßige Beschränkung.

Die erste Vorlagefrage an den Gerichts­
hof sei also zu bejahen.

b) Zur zweiten Frage

Da es sich um Waren handele, die sich
im freien Verkehr befänden und den

Gemeinschaftsstatus hätten, folge aus
dem Urteil des Gerichtshofes vom 15.
Dezember 1971 in den verbundenen

Rechtssachen 51 und 54/71 (Internatio­
nal Fruit Company, Slg. S. 1107), daß
außer im Falle der vom Gemeinschafts-

recht selbst vorgesehenen Ausnahmen
der EWG-Vertrag der Anwendung natio­
naler Rechtsvorschriften entgegenstehe,
welche das Erfordernis von Ein- oder
Ausfuhrlizenzen oder ähnlichen Verfah­

ren gleich welcher Art auch nur formal
aufrechterhielten.

Zumindest für die Zeit nach Ablauf der

Übergangszeit stelle das — sei es auch
nur formale — Erfordernis einer Einfuhr­

lizenz eine Maßnahme gleicher Wirkung
wie eine mengenmäßige Beschränkung
dar, deren Verbot in den Rechtsordnun­
gen der Mitgliedstaaten unmittelbar
wirke. Was die Anwendung derartiger
Maßnahmen während der Übergangszeit
anbelange, so habe das nationale Gericht
nach Artikel 31 Absatz 1 EWG-Vertrag
zu bestimmen, ob die Einführung eines
Systems von Lizenzen verglichen mit der
Rechtslage am 1. Januar 1958 eine neue
Maßnahme gleicher Wirkung sei; beja­
hendenfalls sei diese neue Maßnahme

durch den EWG-Vertrag ebenfalls unter­
sagt.

Die zweite Frage sei deshalb — gegebe­
nenfalls unter einem Vorbehalt für die

Übergangszeit — ebenfalls zu bejahen.

Die Regierung der französischen Repu­
blik trägt im wesentlichen folgendes vor:

a) Zur ersten Frage

Die nationalen Vorschriften, aus denen
sich die Verpflichtung zur Abgabe einer
detaillierten Erklärung bei der Einfuhr
von Waren ergebe, die insbesondere die
Angabe des Ursprungslandes enthalten
müsse, seien mit dem EWG-Vertrag ver­
einbar.

Der EWG-Vertrag enthalte keine Bestim­
mung über die Abschaffung schriftlicher
Erklärungen in den innergemeinschaftli­
chen Beziehungen; keine Vorschrift des
sekundären Gemeinschaftsrechts habe

eine vereinfachte Erklärung in diesen
Beziehungen eingeführt; eine solche Er­
klärung müsse gegebenenfalls als eine
Harmonisierungsmaßnahme gemäß Arti-
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kel 100 EWG-Vertrag geschaffen werden.
Für die umstrittenen Einfuhren gälten
deshalb in vollem Umfange die nationa­
len Bestimmungen über die Erklärungen
und ihren Inhalt; diese könnten nicht als
eine Maßnahme mit gleicher Wirkung
wie mengenmäßige Beschränkungen im
Sinne des Artikels 30 EWG-Vertrag ange­
sehen werden, denn insoweit seien keine
Richtlinien oder Empfehlungen gemäß
Artikel 33 Absatz 7 und Artikel 35 veröf­
fentlicht worden.

Der Begriff des Ursprungs sei in den
Beziehungen innerhalb der Gemein­
schaft nicht gegenstandslos geworden.

Der EWG-Vertrag selbst (Artikel 9 Ab­
satz 2) und eine Vielzahl von zu seiner
Anwendung ergangenen Vorschriften
nähmen Bezug auf den Begriff der aus
den Mitgliedstaaten stammenden Waren,
man könne deshalb den Begriff der aus
anderen Ländern stammenden Waren

nicht als vertragswidrig ansehen.

Aus dem Umstand, daß die Artikel 9 und
10 EWG-Vertrag den Ausdruck „Waren
aus dritten Ländern (produits en proven­
ance de pays tiers), die sich ... im freien
Verkehr befinden" verwendeten, könne
man nicht ableiten, daß der Begriff des
Ursprungs (origine) in den Beziehungen
innerhalb der Gemeinschaft nicht mehr

gelte. Die Verordnung (EWG) Nr. 802/68
des Rates vom 27. Juni 1968 über die
gemeinsame Begriffsbestimmung für den
Warenursprung (ABl. L 148, S. 1) bestä­
tige die Bedeutung dieses Begriffs auch
für die Beziehungen innerhalb der Ge­
meinschaft: Sie gehe von der Notwendig­
keit aus, für die Anwendung der mengen­
mäßigen Beschränkungen, denen im
freien Verkehr befindliche Waren nach

Artikel 115 EWG-Vertrag unterliegen
könnten, den Ursprung zu bestimmen
und zu prüfen.

Die Angabe des Ursprungs in der Erklä­
rung werde zu anderen Zwecken als für
die Anwendung des Tarifsystems ver­
langt: Sie solle insbesondere eine etwaige
Anwendung des Artikels 115 ermögli-

chen. Deshalb bestimme die Entschei­

dung Nr. 71/202 der Kommission vom
12. Mai 1971, mit der die Mitgliedstaaten
ermächtigt werden, Sicherungsmaßnah­
men bei der Einfuhr bestimmter aus drit­
ten Ländern stammender und in einem

anderen Mitgliedstaat im freien Verkehr
befindlicher Waren zu treffen (ABl. L
121, S. 26): „Der Mitgliedstaat kann von
dem Antragsteller des Einfuhrpapiers alle
erforderlichen Angaben über die Waren­
bezeichnung, ihren Ursprung ... for­
dern." Die Notwendigkeit der Angabe
des Ursprungs der Ware für die Prüfung
des Antrags auf das Einfuhrpapier bringe
die Notwendigkeit derselben Angabe in
der Einfuhrerklärung mit sich; anders sei
das Verfahren nicht durchführbar.

Die Entscheidung vom 12. Mai 1971
liege zwar zeitlich später als der Sachver­
halt des vorliegenden Falles; sie zeige je­
doch, daß die Angabe des Ursprungs auf
diesen Erklärungen kein Verstoß gegen
das Gemeinschaftsrecht sei.

Die Ursprungsangabe sei auch für die Er­
stellung von Außenhandelsstatistiken, für
die etwaige Anwendung bestimmter be­
sonderer Maßnahmen und für die Prü­

fung des Zollwertes unumgänglich. Sie
gehöre zu den vom EWG-Vertrag gestat­
teten Förmlichkeiten.

Die Verpflichtung, in den Erklärungen
den Ursprung der Waren anzugeben, sei
also tatsächlich notwendig und rechtlich
insbesondere im Hinblick auf die Artikel

30 und 115 EWG-Vertrag begründet.

b) Zur zweiten Frage

Aus der Entscheidung der Kommission
vom 12. Mai 1971 und aus dem Urteil
des Gerichtshofes vom 15. Dezember
1971 in den verbundenen Rechtssachen

51 bis 54/71 (International Fruit Com­
pany) ergebe sich, daß die Verpflichtung,
bei der Einfuhr von aus einem dritten

Staat stammenden Waren, die sich im
freien Verkehr befinden, in einen Mit­
gliedstaat eine Lizenz vorzulegen, keine
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Maßnahme mit gleicher Wirkung wie
eine mengenmäßige Beschränkung dar­
stelle, sofern diese Lizenzen sofort und
für alle beantragten Mengen erteilt wür­
den. Das in Frankreich geschaffene Über­
wachungssystem sei also keine Maß­
nahme mit gleicher Wirkung wie eine
mengenmäßige Beschränkung, und zwar
weder während der Übergangszeit noch
nach ihrem Ende.

Frankreich sei nach Artikel 115 Absatz 2

EWG-Vertrag ermächtigt gewesen, im
Dezember 1969 unter der Aufsicht der
Kommission durch den Erlaß nationaler

Maßnahmen von der „Schutzklausel"
Gebrauch zu machen. Diese nationalen
Maßnahmen hätten im wesentlichen in

dem Erfordernis einer Lizenz bestanden,
die auf Antrag erteilt worden sei, die bei
Waren, deren Ursprungsland ein Dritt­
land, und deren Herkunftsland ein Mit­
gliedstaat gewesen sei, das wirkliche Ur­
sprungsland habe angeben müssen. Um
von der Schutzklausel Gebrauch zu ma­

chen, habe die Direction générale des
douanes et droits indirects nur die An­

träge auf Lizenzen nicht zu genehmigen
brauchen.

Im Hinblick auf Artikel 115 sei die

Nichterteilung der Lizenz unbestreitbar
durch den zweiten Absatz dieser Vor­

schrift gedeckt, vorausgesetzt daß die an­
deren Mitgliedstaaten und die Kommis­
sion von dieser Maßnahme in Kenntnis

gesetzt würden.

Das angewendete Verfahren sei ebenfalls
mit Artikel 115 vereinbar. Es ermögliche
es, einerseits ständig die Entwicklung der
Einfuhren noch vor ihrer Vornahme zu

verfolgen und ihre wirtschaftlichen Aus­
wirkungen vorherzusehen, andererseits
die Einfuhrsperre bei Bedarf durch das
einfachste Mittel, nämlich die Nichtertei­
lung der Lizenz, durchzusetzen. Die
Kommission habe dieses System niemals
beanstandet; es habe ihr im Gegenteil
anscheinend bei der Abfassung ihrer Ent­
scheidung vom 12. Mai 1971 als Vorbild
gedient. In seiner praktischen Durchfüh­
rung habe es niemals zu mißbräuchli-

chen Verzögerungen der Erteilung der
Lizenzen geführt.

Folglich könne das in Frankreich ange­
wendete System für die Übergangszeit
weder wegen seiner rechtlichen Regelun­
gen noch wegen seiner praktischen An­
wendung angegriffen werden.

Seit dem Ende der Übergangszeit fänden
die Maßnahmen zu einer ordnungsgemä­
ßen Durchführung der Handelspolitik
ihre Rechtsgrundlage in Artikel 115 Ab­
satz 1 EWG-Vertrag. Die Anwendung die­
ser Bestimmung habe keineswegs die
vorherige Veröffentlichung einer allge­
meinen Ausführungs- oder Durchfüh­
rungsregelung vorausgesetzt; die Entschei­
dung Nr. 71/202 vom 2. Mai 1971 sei
nur erlassen worden, um die unterschied­
lichen Praktiken der Mitgliedstaaten zu
harmonisieren und Mißbräuche zu ver­

hindern. Zwischen dem 1. Januar 1970
und dem 12. Mai 1971 hätten die Mit­

gliedstaaten als von der Kommission er­
mächtigt gegolten, weiter ein Einfuhrpa­
pier zu verlangen, das ihnen die vorhe­
rige Überwachung der Einfuhren ermög­
lichte, eine derartige Überwachung sei
das einzige Mittel gewesen, das im Wege
der damit ermöglichten vorherigen rech­
nerischen Erfassung der Einfuhren die
Anwendung des Artikels 115 erlaubt
habe.

Seien die Schutzmaßnahmen unter Vor­

behalt der Ermächtigung durch die Kom­
mission zulässig, dann sei die vorherige
Überwachung mit Lizenzen ebenfalls,
wie während der Übergangszeit, zulässig.
In ihrer Entscheidung vom 12. Mai 1971,
die durch die Entscheidung vom 9. März
1973 geändert und vervollständigt wor­
den sei (ABl. L 80, S. 22), habe sich die
Kommission übrigens dieser Methode
der Überwachung mittels ohne weiteres
erteilter Lizenzen angeschlossen. Dieses
System sei bereits vor der Entscheidung
vom 12. Mai 1971 anwendbar gewesen;
es sei mit der Anwendung des ersten wie
auch des zweiten Absatzes von Artikel
115 untrennbar verbunden. Außerdem

heiße es in der Entscheidung vom 12.
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Mai 1971, daß es sich aufgrund der ge­
wonnenen Erfahrungen als notwendig
erwiesen habe, die fraglichen Einfuhren
einer vorherigen Kontrolle zu unterwer­
fen; diese Erfahrung habe nur während
der dem Erlaß der Entscheidung vorange­
gangenen Zeit gewonnen werden kön­
nen.

Die Erteilung der Lizenzen sei in der Pra­
xis schnell erfolgt, so daß aus der Sicht
der Artikel 30 und 115 EWG-Vertrag
und nach den in der Entscheidung vom
12. Mai 1971 und in der Rechtsprechung
des Gerichtshofes enthaltenen Kriterien

das System nicht als eine Maßnahme mit
gleicher Wirkung wie eine mengenmä­
ßige Beschränkung angesehen werden
könne.

c) So sei weder die Verpflichtung, in
den Zollerklärungen den Ursprung anzu­
geben, noch die Verpflichtung, bei der
Einfuhr von aus Syrien oder dem Liba­
non stammenden Synthetikfaserstoffen
und Säcken aus Synthetikfaserstoffen, die
sich in Belgien im freien Verkehr befun­
den hätten, eine Lizenz vorzulegen, eine
Maßnahme mit gleicher Wirkung wie
eine mengenmäßige Beschränkung gewe­
sen.

Das im Hinblick auf die Anwendung von
Artikel 115 EWG-Vertrag errichtete Über­
wachungssystem mit dem Zweck, Ver­
kehrsverlagerungen festzustellen und es
den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, bei
Bedarf und vorbehaltlich der Ermächti­

gung durch die Kommission die notwen­
digen Schutzmaßnahmen zu treffen, sei
ein Mechanismus, der für ein ausgewoge­
nes Funktionieren der gemeinsamen
Handelspolitik unentbehrlich sei; wollte
man es in Frage stellen, so könnte dies
schwerwiegende Folgen haben.

Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften betont, daß die Bestimmun­
gen des EWG-Vertrags über die die Besei­
tigung von mengenmäßigen Beschrän­
kungen und Maßnahmen gleicher Wir­
kung zwischen den Mitgliedstaaten unter
denselben Voraussetzungen und mit der-

selben Tragweite sowohl für Waren gäl­
ten, deren Ursprung und Herkunft in
einem Mitgliedstaat lägen, als auch für
aus Drittländern stammende Waren, die
sich in der Gemeinschaft im freien Ver­
kehr befänden. Nur wenn dies im Ge­

meinschaftsrecht ausdrücklich vorgese­
hen sei, dürfe von der Regel abgewichen
werden, nach der für die Freizügigkeit
aus Drittländern stammende Waren, die
sich im freien Verkehr befänden, den
Waren, deren Ursprung in der Gemein­
schaft liege, gleichgestellt seien. Grund­
sätzlich dürften die Mitgliedstaaten außer
im Fall einer ermächtigenden Entschei­
dung der Kommission nach Artikel 115
EWG-Vertrag im Handel innerhalb der
Gemeinschaft keine unterschiedliche

Regelung für aus der Gemeinschaft stam­
mende Waren und für solche Waren ein­

führen, deren Ursprung oder Herkunft in
Drittländern liege und die sich im freien
Verkehr befänden. Das Verbot mengen­
mäßiger Beschränkungen und Maßnah­
men gleicher Wirkung gelte mit dersel­
ben Strenge für beide Gruppen von Wa­
ren.

a) Zur ersten Frage

Im Hinblick auf das Verhältnis zwischen

dem Begriff der Maßnahmen mit glei­
cher Wirkung wie eine mengenmäßige
Beschränkung und den seitens der Mit­
gliedstaaten im innergemeinschaftlichen
Handel bei der Verzollung von zum
freien Verkehr berechtigten Waren ver­
langten Zollformalitäten müsse man zu­
nächst beachten, daß die gemeinschafts­
rechtlichen Vorschriften zur Einführung
einer Zusammenarbeit der Verwaltungen
bei der Anwendung des Artikels 9 EWG-
Vertrag für sich genommen nichts zu der
Frage sagten, ob die Mitgliedstaaten an­
dere Zollformalitäten anwenden könn­

ten. Nach der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes sei jede Regelung, durch die
der Handel innerhalb der Gemeinschaft

unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich
oder potentiell behindert werde, eine
durch den Vertrag untersagte Maßnahme
mit gleicher Wirkung wie eine mengen­
mäßige Beschränkung, sofern sie nicht
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nach Artikel 36 oder einer anderen Be­

stimmung des EWG-Vertrags gerechtfer­
tigt sei; das so verstandene Verbot von
Maßnahmen gleicher Wirkung habe je­
doch nicht zur Folge, daß auf Einfuhren
von im freien Verkehr befindlichen Wa­

ren aus einem Mitgliedstaat in einen an­
deren die mit dem Verzollungsverfahren
verbundenen Förmlichkeiten nicht mehr

anwendbar seien, die die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften des Einfuhrstaates vor­

sähen. Beim gegenwärtigen Stand der Ver­
wirklichung des Gemeinsamen Marktes
blieben diese Förmlichkeiten und Verfah­

ren notwendig. Wie sehr sich die Organe
der Gemeinschaft auch um die Harmoni­

sierung bemüht hätten oder bemühten,
die Waren, die sich auf dem Hoheitsge­
biet eines jeden Mitgliedstaats im Umlauf
befänden, unterlägen doch weiterhin ver­
schiedenen innerstaatlichen Rechts- und

Verwaltungsvorschriften, deren Anwen­
dung ihre Rechtfertigung in Bestimmun­
gen des Gemeinschaftsrechts finde. Für
die aus einem Mitgliedstaat in einen an­
deren eingeführten Waren müsse, selbst
wenn sie den in den Artikeln 9 und 10

Absatz 1 EWG-Vertrag aufgestellten Vor­
aussetzungen entsprächen, weiterhin die
Zollformalitäten erfüllt werden, die der
Anwendung solcher Bestimmungen dien­
ten. Freilich fielen Verzollungsverfahren
unter das Verbot von Maßnahmen glei­
cher Wirkung, wenn ihre beschränkende
Wirkung über das zur Erreichung des ver­
folgten Zwecks notwendige Maß hinaus­
gehe.

Die statistische Erfassung des innerge­
meinschaftlichen Warenverkehrs, die im
allgemeinen bei der Erfüllung der für
den Grenzübertritt notwendigen Förm­
lichkeiten erfolge, gehöre nicht zu den
nach den Artikeln 30 ff. EWG-Vertrag
verbotenen Maßnahmen gleicher Wir­
kung. Eine solche Erfassung sei ein legiti­
mer Zweck, und die Mitgliedstaaten
seien zur Sammlung statistischer Daten
sogar verpflichtet.

Was die Frage anbelange, ob innerstaat­
liche Rechtsvorschriften mit dem EWG-

Vertrag vereinbar seien, die auf den

Zollerklärungen, die für die Abfertigung
von in der Gemeinschaft im freien Ver­
kehr befindlichen Waren im Inland aus­

gefüllt würden, eine Angabe des Ur­
sprungslandes verlangten, so ergebe sich
im Hinblick auf den verfolgten Zweck,
daß abgesehen von dem Ausnahmefall
von Schutzmaßnahmen, für die sich eine
ausdrückliche Ermächtigung im Gemein­
schaftsrecht finde, der Ursprung für die
Anwendung von Zollmaßnahmen bei im
freien Verkehr befindlichen Waren keine
Rolle spielen dürfe. Eine Verpflichtung
zur Angabe des Ursprunges könne allen­
falls zu Zwecken der statistischen Beob­

achtung gerechtfertigt sein; es sei jedoch
zu beachten, daß jetzt nach der Verord­
nung (EWG) Nr. 1736/75 des Rates vom
24. Juni 1975 über die Statistik des
Außenhandels der Gemeinschaft und des

Handels zwischen ihren Mitgliedstaaten
(ABl. L 183, S. 3) der Ursprung in den sta­
tistischen Anmeldungen bei der Einfuhr
von Waren, die sich in der Gemeinschaft
im freien Verkehr befänden, nicht anzu­
geben sei.

Selbst wenn man anerkenne, daß es vor
dem Inkrafttreten der Verordnung Nr.
1736/75 den Mitgliedstaaten gestattet
gewesen sei, für die statistische Beobach­
tung der Warenströme auf den Zollerklä­
rungen von aus anderen Mitgliedstaaten
eingeführten Waren eine Angabe des Ur­
sprungslandes zu verlangen, dann falle
dieses Verlangen nicht bereits deshalb
aus dem Anwendungsbereich des Verbots
der Maßnahmen mit gleicher Wirkung
wie mengenmäßige Beschränkungen
heraus; es dürfe insbesondere für den
Handel innerhalb der Gemeinschaft kein

im Verhältnis zum verfolgten Zweck
übermäßiges Hindernis bilden.

Die Formalität der Angabe des Ur­
sprungslandes dürfe insoweit nicht iso­
liert betrachtet werden; man müsse die
ganze Tragweite der Pflichten berücksich­
tigen, die sie tatsächlich wegen der Fol­
gen ihrer Beachtung oder Nichtbeach­
tung nach den Rechtsvorschriften des
jeweiligen Mitgliedstaats den Betroffenen
auferlege. So könne die Suche nach dem
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Ursprung der Waren über das Maß des­
sen hinausgehen, was man von einem
durchschnittlich sorgfältigen Teilnehmer
am Wirtschaftsleben erwarten und zu
rein statistischen Zwecken von ihm ver­

langen könne. Wollte man unmittelbar
oder mittelbar die gesamte Verantwor­
tung für die Richtigkeit der gelieferten
Auskünfte demjenigen anlasten, der die
Erklärung abgebe, und wollte man die
Einfuhr der Ware selbst hiervon abhän­

gig machen, so käme dies der Schaffung
einer zusätzlichen, im Gemeinschafts­
recht nicht vorgesehenen Bedingung für
die Ausübung des Rechts auf Freizügig­
keit gleich und wäre eine verbotene Maß­
nahme gleicher Wirkung. So sei es, wenn
die Notwendigkeit, die Richtigkeit der
Ursprungsangabe zu beweisen, die Betrof­
fenen rechtlich oder tatsächlich wegen
der Härte der verhängten Sanktionen
dazu bringen würde, sich praktisch syste­
matisch für jede Einfuhr Ursprungsbe­
scheinigungen zu beschaffen. Ebenso
wäre es, wenn das Fehlen der Angabe
oder eine irrtümlich unrichtige Angabe
des Ursprungslandes als eine „falsche Er­
klärung, die die Umgehung von Verbots­
maßnahmen bezweckt und bewirkt" im
Sinne des Artikels 426 Nr. 2 des französi­

schen Code des douanes angesehen wer­
den müßte und strafrechtlich dem Verge­
hen der Zollhinterziehung gleichgestellt
würde.

So schwerwiegende Erfordernisse wären
im innergemeinschaftlichen Handel mit
Waren im freien Verkehr allenfalls in

dem Ausnahmefall zulässig, daß eine Aus­
nahmebestimmung des EWG-Vertrags
zugunsten des betreffenden Mitgliedstaats
eingriffe und dieser ermächtigt worden
wäre, die Entscheidung, welche Regelung
für die Einfuhr von Waren in sein Ho­
heitsgebiet gilt, von dem Ursprung der
Waren abhängig zu machen.

b) Zur zweiten Frage

Die Antwort auf diese Frage ergebe sich
eindeutig aus dem Urteil des Gerichtsho­
fes vom 15. Dezember 1971 in den ver­

bundenen Rechtssachen 51 bis 54/71 (In-

ternational Fruit Company): Außer im
Falle der vom Gemeinschaftsrecht selbst

vorgesehenen Ausnahmen stünden die
Artikel 30 und 34 Absatz 1 EWG-Vertrag
der Anwendung nationaler Rechtsvor­
schriften entgegen, welche das Erforder­
nis von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen

oder ähnlichen Verfahren gleich welcher
Art auch nur formal aufrechterhielten.

Die französische Zollverwaltung könne
sich zur Stützung ihrer Ansicht nicht auf
den stärker nuancierten Standpunkt beru­
fen, den dasselbe Urteil beim gegenwärti­
gen Stand des Gemeinschaftsrechts für
den Handel mit Drittländern eingenom­
men habe: Der Gerichtshof habe klar un­

terschieden zwischen der Regelung für
den Gemeinschaftsaußenhandel und der­

jenigen für den innergemeinschaftlichen
Handel, unter den aus Drittländern stam­
mende Waren, die sich in der Gemein­
schaft im freien Verkehr befänden, in
gleicher Weise fielen wie Waren, deren
Ursprung in der Gemeinschaft selbst
liege.

Um die Anwendung eines Systems der
Einfuhrlizenzen für aus Drittländern

stammende Waren, die sich in der Ge­
meinschaft im freien Verkehr befänden,
im hier maßgeblichen Zeitpunkt zu
rechtfertigen, könne sich ein Mitglied­
staat auch nicht auf die Entscheidung der
Kommission Nr. 71/202 vom 12. Mai

1971 berufen. Diese Entscheidung sei vor
dem Urteil des Gerichtshofes ergangen,
das die ihr zugrunde liegende großzügige
Auffassung von den Maßnahmen glei­
cher Wirkung verworfen habe. Die Kom­
mission habe diese Rechtsprechung in
ihrer Entscheidung Nr. 73/55 vom 9.
März 1973 berücksichtigt. Die Anwen­
dung vorheriger, selbst automatischer Li­
zenzen und anderer ähnlicher Formalitä­

ten durch die Mitgliedstaaten sei nur zu­
lässig, soweit diese Maßnahme durch
eine Ermächtigung zu bewahrenden
Schutzmaßnahmen gedeckt sei, die dem
Mitgliedstaat in Abweichung von den
Grundsätzen des Vertrages nach Artikel
115 erteilt worden sei.

c) Es folge unmittelbar aus den Bestim­
mungen des Vertrages (insbesondere der
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Artikel 30, 32, 33 Absatz 7 und Artikel 8
Absatz 7), daß das Verbot mengenmäßi­
ger Beschränkungen und der Maßnah­
men mit gleicher Wirkung seine volle
Geltung, und zwar auch unmittelbar im
Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten
und den einzelnen Bürgern, mit dem
Ablauf der Übergangszeit am 31. Dezem­
ber 1969 erlangt habe.

In der vorangegangenen Zeit habe dage­
gen das Verbot gemäß Artikel 31 und 32
EWG-Vertrag nur die Einführung neuer
Maßnahmen gleicher Wirkung bei der
Einfuhr oder die Verschärfung der zur
Zeit des Inkrafttretens des Vertrages be­
stehenden Maßnahmen betroffen; die
Pflicht zu ihrer Abschaffung sei noch
nicht unmittelbar anwendbar gewesen.

d) Die von der Cour d'appel Douai vor­
gelegten Fragen seien also abschließend
wie folgt zu beantworten:
1. Bis zum Inkrafttreten der Verordnung

Nr. 1736/75 des Rates vom 24. Juni
1975 über die Statistik des Außenhan­
dels der Gemeinschaft und des Han­

dels zwischen ihren Mitgliedstaaten
konnte ein Mitgliedstaat zwar zu Zwek­
ken der statistischen Beobachtung der
Warenbewegungen verlangen, daß die
Zollerklärungen für in der Gemein­
schaft im freien Verkehr befindliche
Waren beim Verkehr innerhalb der

Gemeinschaft eine Angabe des Ur­
sprungslandes der Waren enthielten;
dieses Verlangen fiel jedoch nur dann
nicht unter das Verbot der Maßnah­

men gleicher Wirkung wie mengen­
mäßige Beschränkungen, wenn
— sich das Verlangen auf den Ur­

sprung der Waren bezog, so wie
ihn der Anmeldende kannte oder

vernünftigerweise kennen konnte,
— der Anmeldende von der Beach­

tung der Formalität befreit war,
wenn er darlegte, daß er sich
hierüber gutgläubig in Unkenntnis
befand,

— das Inverkehrbringen der Waren
keinesfalls von dem Vorhanden­

sein und der Richtigkeit der An­
gabe ihres Ursprungs abhing,

— diese Angabe nicht mehr als eine
summarische Prüfung des wahren
Ursprunges zur Folge hatte,

— gegen den Betroffenen bei Nicht­
beachtung der Formalität nur eine
Sanktion verhängt wurde, die in
einem vernünftigen Verhältnis zu
dem rein statistischen Zweck die­
ser Formalität stand.

Strengere Erfordernisse im Bereich
der Prüfung des Warenursprungs sind
für im freien Verkehr befindliche Wa­

ren im Handel zwischen Mitgliedstaa­
ten nur dann zulässig, wenn eine Er­
mächtigung aufgrund von Ausnahme­
bestimmungen nach dem EWG-Ver­
trag hierfür vorliegt.

2. Innerstaatliche Vorschriften, die die
Einfuhr von im freien Verkehr befind­

lichen Waren von der Ausstellung
einer Einfuhrlizenz abhängig machen,
sind abgesehen von den im Gemein­
schaftsrecht selbst vorgesehenen Aus­
nahmefällen, auch wenn die Lizenzen
jedem Antragsteller ohne weiteres, ko­
stenfrei und sofort erteilt werden, eine
vom EWG-Vertrag untersagte Maß­
nahme mit gleicher Wirkung wie eine
mengenmäßige Beschränkung.

3. Das Verbot der Maßnahmen mit glei­
cher Wirkung wie mengenmäßige Ein­
fuhrbeschränkungen im Handel zwi­
schen den Mitgliedstaaten, das sich
aus den Artikeln 30 und 32 EWG-Ver­

trag ergibt, hat seit dem Ende der
Übergangszeit seine volle Wirkung er­
langt. Diese Bestimmungen wirken
unmittelbar in den Rechtsordnungen
der Mitgliedstaaten und begründen für
die einzelnen Rechte, die die inner­
staatlichen Gerichte seitdem zu schüt­
zen haben.

III — Mündliche Verhandlung

Die Berufungsführer des Ausgangsverfah­
rens, Frau Donckerwolcke und Herr
Schou, vertreten durch Rechtsanwältin
Anne-Marie De Clercq aus Gent, die Re­
gierung der Französischen Republik, ver­
treten durch den Directeur adjoint des
douanes et droits indirects Robert Cre­

bassa, und die Kommission der Europä-
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ischen Gemeinschaften, vertreten durch
ihren Rechtsberater Jean Amphoux, ha­
ben sich in der Sitzung vom 27. Oktober
mündlich zur Sache geäußert.

Dabei hat die Regierung der Französi­
schen Republik insbesondere folgendes
hervorgehoben: Die Überprüfung inner­
staatlichen Strafrechts sei nicht Sache der

Gemeinschaftsorgane; was die Freizügig­
keit von im freien Verkehr befindlichen

Waren anbelange, so gebe es zwar eine
Gleichstellung der Waren mit Ursprung
in einem Land der Gemeinschaft und

der Waren mit Ursprung in einem Dritt­
land, doch werde die Unterscheidung bei­
behalten, aus Artikel 42 Absatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 1736/75 des Rates ergebe

sich, daß die Mitgliedstaaten andere Anga­
ben erheben und aufbereiten dürften als

die in den Artikeln 7 und 11 zwingend
vorgesehenen; das Verlangen nach einer
Einfuhrlizenz durch die französischen
Behörden sei strikt auf Waren be­

schränkt, bei denen die Regelung der Be­
freiung nicht für die Länder gelte, in de­
nen ihr Ursprung und ihre Herkunft lä­
gen, und bei denen es also notwendig sei,
über Informationen zu verfügen, die auf
einen Sachverhalt der in Artikel 115

EWG-Vertrag angesprochenen Art hin­
weisen könnten.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 24. November
1976 vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Die Cour d'appel Douai hat mit Urteil vom 7. April 1976, bei der Kanzlei des
Gerichtshofes eingegangen am 13. Mai 1976, nach Artikel 177 EWG-Vertrag
zwei Fragen insbesondere zur Auslegung der Artikel 9, 30 und 115 EWG-Ver­
trag vorgelegt, soweit diese die Abschaffung der Beschränkungen des freien
Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft für aus Drittländern stammende

und in einem Mitgliedstaat im freien Verkehr befindliche Waren betreffen.

2/5 Die Angeklagten des Ausgangsverfahrens, in Belgien ansässige Kaufleute, führ­
ten, wie sich aus dem Vorlageurteil ergibt, im Laufe der Jahre 1969 und 1970
aus dem Libanon und Syrien stammende Stoffe aus synthetischen Fasern und
Packsäcke gleicher Herkunft nach Frankreich ein. Diese waren in Belgien ord­
nungsgemäß in den freien Verkehr gebracht und anschließend mit von den
belgischen Zollbehörden ausgestellten EWG-Warenverkehrsbescheinigungen
(DD 1) nach Frankreich verbracht worden. Unstreitig war in diesen Warenver­
kehrsbescheinigungen, die die ordnungsgemäße Zulassung der Ware zum
freien Verkehr im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 EWG-Vertrag bescheinigen,
nicht angegeben, woher das Erzeugnis ursprünglich stammte. Für die Einfuhr
nach Frankreich waren die Waren auf einem D 3 genannten innerstaatlichen
Formular des französischen Zolls als aus der belgisch-luxemburgischen Wirt­
schaftsunion stammend angemeldet worden; in diesem Gebiet waren sie in
den freien Verkehr überführt worden. Nachdem die französischen Behörden

festgestellt hatten, woher die betreffenden Waren ursprünglich stammten,
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wurden die Berufungsführer vom Tribunal correctionnel in Lille mit Urteil
vom 19. Juni 1975 wegen Verstoßes gegen die Zollvorschriften zu Freiheits­
strafen von einem beziehungsweise drei Monaten, die zur Bewährung ausge­
setzt wurden, zu einer Geldstrafe in Höhe des Weites der eingeführten Waren
anstelle der Einziehung der Waren, die nicht hatten beschlagnahmt werden
können, sowie zu einer zusätzlichen Geldstrafe in Höhe des doppelten Wertes
dieser Waren verurteilt.

6/7 Wie sich aus den Akten ergibt, verpflichten die französischen Vorschriften
den Importeuren, für nach dem Vertrag im freien Verkehr befindliche Waren
bei Erzeugnissen, für die die gemeinsame Handelspolitik noch nicht gilt, auf
dem Formular D 3 nicht nur den Staat anzugeben, in dem die Waren in den
Verkehr gebracht worden sind, sondern auch die ursprüngliche Herkunft. In
Verbindung mit der Erteilung einer Einfuhrlizenz gestatten es diese Erklärun­
gen den innerstaatlichen Behörden, die Entwicklung der Einfuhr der diesem
Überwachungsverfahren unterworfenen Waren zu verfolgen und damit et­
waige Verkehrsverlagerungen zu ermitteln, um von der Kommission Schutz­
maßnahmen gemäß Artikel 115 EWG-Vertrag zu erreichen.

8 Ausgehend von dieser tatsächlichen und rechtlichen Lage hat die Cour d'ap­
pel folgende Fragen vorgelegt:

„1. Stellt es eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige
Beschränkung dar, wenn der Einfuhrmitgliedstaat für im freien Verkehr
befindliche Erzeugnisse, deren Gemeinschaftsstatus durch die gemein­
schaftliche Warenverkehrsbescheinigung bescheinigt wird, in der Zoller­
klärung die Angabe des Ursprungslandes verlangt?

2. War eine innerstaatliche Regelung, die die Einfuhr von Textilerzeugnis­
sen aus einem Mitgliedstaat, die sich dort im freien Verkehr befanden
und aus einem Drittland stammten, im Hinblick auf eine etwaige Anwen­
dung von Artikel 115 EWG-Vertrag von einem Antrag auf eine Lizenz
abhängig machte,

a) während der Übergangszeit,

b) seit dem Ende der Übergangszeit und insbesondere in der Zeit vom
1. Januar bis 2. Juni 1970

eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Beschrän­
kung?"
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9 Es ist angebracht, diese Fragen zunächst nach den seit dem Ende der Über­
gangszeit geltenden Vorschriften zu untersuchen.

Die Regelung in der Schlußphase

10/12 Die vorgelegten Fragen betreffen die Regelung, welche für aus Drittländern
stammende Waren gilt, die noch nicht unter gemeinsame handelspolitische
Bestimmungen fallen und die, nachdem sie in einem Mitgliedstaat in den
freien Verkehr gebracht worden sind, in einen anderen Mitgliedstaat reexpor­
tiert werden. Es geht dabei insbesondere darum, ob Überwachungsmaßnah­
men vertragsgemäß sind, die der Einfuhrstaat einseitig einführt, bevor er nach
Artikel 115 Absatz 1 Satz 2 zu Ausnahmen von den Vorschriften über den

innergemeinschaftlichen freien Verkehr ermächtigt worden ist. Die fraglichen
Überwachungsmaßnahmen bestehen darin, daß der Importeur verpflichtet
wird anzugeben, woher die eingeführte Ware ursprünglich stammt, und daß
eine Einfuhrlizenz erforderlich ist.

13 Für die Beantwortung dieser Fragen ist von den Vertragsbestimmungen über
die Zollunion und den damit eng verbundenen Bestimmungen über die ge­
meinsame Handelspolitik auszugehen.

H/21 Nach Artikel 9 des Vertrages ist Grundlage der Gemeinschaft eine Zollunion,
die sich auf den gesamten Warenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten er­
streckt. Nach Absatz 2 dieses Artikels gelten die zur Liberalisierung des inner­
gemeinschaftlichen Handels getroffenen Maßnahmen in gleicher Weise auch
für Waren aus dritten Ländern, die sich innerhalb der Gemeinschaft im
„freien Verkehr" befinden. Unter im freien Verkehr befindlichen Waren sind

diejenigen Waren aus dritten Ländern zu verstehen, die entsprechend den in
Artikel 10 aufgestellten Voraussetzungen ordnungsgemäß in irgendeinen Mit­
gliedstaat eingeführt worden sind. Aus Artikel 9 folgt für den freien Warenver­
kehr innerhalb der Gemeinschaft, daß Waren, die zum „freien Verkehr" zuge­
lassen sind, den aus den Mitgliedstaaten stammenden Waren endgültig und
vollständig gleichstehen. Diese Gleichstellung hat zur Folge, daß Artikel 30,
der die Abschaffung mengenmäßiger Beschränkungen sowie aller Maßnah­
men gleicher Wirkung betrifft, unterschiedslos für aus der Gemeinschaft stam­
mende Waren und für solche Waren gilt, die, gleich woher sie ursprünglich
stammen, in einem Mitgliedstaat in den freien Verkehr gebracht worden sind.
Die vertraglich verbotenen Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie mengen­
mäßige Beschränkungen erfassen jede Handelsregelung der Mitgliedstaaten,
die geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handel unmittelbar oder
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mittelbar, tatsächlich oder potentiell zu behindern. Diese Bestimmung steht
im innergemeinschaftlichen Handel der Anwendung nationaler Rechtsvor­
schriften entgegen, welche das Erfordernis von Einfuhrlizenzen oder ähnli­
chen Verfahren gleich welcher Art auch nur formal aufrechterhalten. Darüber
hinaus schließt Artikel 9 Absatz 2 auch jedes Vorgehen von Verwaltungsbe­
hörden aus, mit dem eine unterschiedliche Behandlung des Warenverkehrs
begründet werden soll, je nachdem, ob die Waren aus der Gemeinschaft oder
ob sie aus Drittländern stammen und sich in einem Mitgliedstaat im freien
Verkehr befinden, denn beide Gruppen von Waren fallen unterschiedslos un­
ter dieselbe Regelung des freien Warenverkehrs.

22/23 Die durch die Entscheidung der Kommission vom 5. Dezember 1960 (ABl.
1961, S. 29) eingeführte Warenverkehrsbescheinigung DD 1 für den Verkehr
der Waren, die die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit der Vertragsbe­
stimmungen über die Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen Beschrän­
kungen sowie aller Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den Mitgliedstaa­
ten erfüllen, sieht folglich zum Warenursprung keine Angaben vor. Nach der
gemeinschaftsrechtlichen Regelung soll dieses Dokument allein und ohne
weiteres Tätigwerden nationaler Stellen seinem Inhaber für die Waren, für die
es bestimmt ist, die Vorzüge des freien Verkehrs sichern.

24/29 Aus dem System des EWG-Vertrags folgt freilich, daß die Anwendung vorste­
hender Grundsätze von der Verwirklichung einer gemeinsamen Handelspoli­
tik abhängt. Die Gleichstellung der „im freien Verkehr" befindlichen Waren
mit den aus den Mitgliedstaaten stammenden Waren kann nämlich ihre volle
Wirkung nur äußern, wenn diese Waren, gleich in welchem Staat sie in den
freien Verkehr gebracht worden sind, hinsichtlich Einfuhr, Verzollung und
Vertrieb denselben Bedingungen unterliegen. Nach Artikel 113 EWG-Vertrag
hätte diese Vereinheitlichung beim Ablauf der Übergangszeit im Interesse der
Verwirklichung einer auf einheitlichen Grundsätzen beruhenden gemeinsa­
men Handelspolitik vollzogen sein müssen. Die unvollständige Verwirkli­
chung der gemeinschaftlichen Handelspolitik am Ende der Ubergangszeit
bringt es neben anderen Umständen mit sich, daß zwischen den Mitgliedstaa­
ten Unterschiede in der Handelspolitik fortbestehen können, die geeignet
sind, Verkehrsverlagerungen hervorzurufen oder zu wirtschaftlichen Schwierig­
keiten in einzelnen Mitgliedstaaten zu führen. Artikel 115 ermöglicht es, der­
artige Schwierigkeiten zu bekämpfen, indem er der Kommission die Befugnis
gibt, die Mitgliedstaaten zu Schutzmaßnahmen, insbesondere zu Ausnahmen
vom Grundsatz des freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft für aus

dritten Ländern stammende und in einem Mitgliedstaat im freien Verkehr be­
findliche Waren, zu ermächtigen. Da jedoch die gemäß Artikel 115 zugelas-
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senen Ausnahmen nicht nur von den für das Funktionieren des Gemeinsa­

men Marktes grundlegenden Vorschriften der Artikel 9 und 30 EWG-Vertrag
abweichen, sondern auch die Durchführung der in Artikel 113 vorgesehenen
gemeinsamen Handelspolitik behindern, sind sie eng auszulegen und anzu­
wenden.

30 Es ist im Lichte dieser Auslegung zu beurteilen, ob die beschriebenen „Über­
wachungsmaßnahmen" mit den Vorschriften über den freien Warenverkehr
innerhalb der Gemeinschaft vereinbar sind.

31/37 Zunächst ist hinsichtlich des Anwendungsbereichs derartiger Bestimmungen
hervorzuheben, daß nach Artikel 115 der freie Warenverkehr innerhalb der
Gemeinschaft für im freien Verkehr befindliche Waren nur aufgrund von im
Einklang mit dem Vertrag getroffenen handelspolitischen Maßnahmen des
Einfuhrstaats beschränkt werden kann. Da durch Artikel 113 Absatz 1 die

Zuständigkeit für die Handelspolitik insgesamt auf die Gemeinschaft übertra­
gen worden ist, sind nationale handelspolitische Maßnahmen seit dem Ende
der Übergangszeit nur mit einer besonderen Ermächtigung durch die Kom­
mission zulässig. In diesen Grenzen ist es den Mitgliedstaaten nicht untersagt,
auch bei einer Ware, die sich in einem anderen Mitgliedstaat im freien Ver­
kehr befindet und für die eine EWG-Warenverkehrsbescheinigung ausgestellt
worden ist, vom Importeur eine Erklärung darüber zu verlangen, woher die
Ware ursprünglich stammt. Man kann dabei einräumen, daß die Kenntnis die­
ses Ursprungs sowohl für den betreffenden Mitgliedstaat notwendig ist, um
ihm die Festlegung der Tragweite handelspolitischer Maßnahmen, die er im
Einklang mit dem Vertrag treffen darf, zu ermöglichen, als auch für die Kom­
mission im Hinblick auf das ihr in Artikel 115 vorbehaltene Kontroll- und

Entscheidungsrecht. Jedoch dürfen die Mitgliedstaaten insoweit von dem Im­
porteur nichts anderes als die Angabe des Ursprungs der Ware, wie er ihn
kennt oder vernünftigerweise kennen kann, verlangen. Außerdem dürfen,
wenn der Importeur die Pflicht zur Angabe des ersten Ursprungs der Ware
verletzt, keine Sanktionen verhängt werden, die zu dem Verstoß angesichts
der bloßen Ordnungsfunktion der verletzten Norm außer Verhältnis stehen.
Insoweit wäre die Einziehung der Ware oder jede anhand ihres Wertes festge­
setzte Geldstrafe sicher vertragswidrig, denn dies käme einer Schranke für den
freien Warenverkehr gleich.

38/40 Allgemein ist jede administrative oder strafrechtliche Maßnahme, die über
den Rahmen dessen hinausgeht, was für den Einfuhrmitgliedstaat unbedingt
erforderlich ist, um angemessen vollständige und richtige Erkenntnisse über
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die besonderen handelspolitischen Maßnahmen unterliegenden Warenströme
zu erhalten, als vom Vertrag verbotene Maßnahme mit gleicher Wirkung wie
eine mengenmäßige Beschränkung anzusehen. Wird bei Waren, die sich in
einem Mitgliedstaat im freien Verkehr befinden, für ihre Einfuhr in einem
anderen Mitgliedstaat eine Einfuhrlizenz verlangt, dann ist dies erst recht mit
dem EWG-Vertrag unvereinbar, sofern hierfür nicht eine Ausnahmeregelung
besteht, zu der die Kommission ordnungsgemäß nach Artikel 115 Absatz 1
Satz 2 ihre Ermächtigung erteilt hat. Daraus folgt, daß die Verweigerung einer
Einfuhrgenehmigung als bewahrende Maßnahme im Hinblick auf eine et­
waige Anwendung von Artikel 115 eine mit Artikel 30 EWG-Vertrag unver­
einbare Beschränkung darstellt.

41/42 Die Antwort auf die erste Frage muß also lauten, daß es für sich genommen
keine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Beschrän­
kung darstellt, wenn der Einfuhrmitgliedstaat für im freien Verkehr befind­
liche Erzeugnisse, deren Gemeinschaftsstatus durch die EWG-Warenverkehrs­
bescheinigung bescheinigt wird, in der Zollerklärung die Angabe des Ur­
sprungslandes verlangt, sofern es sich um Waren handelt, für die handelspoli­
tische Maßnahmen gelten, die dieser Staat im Einklang mit dem Vertrag ge­
troffen hat. Jedoch fiele ein solches Verlangen unter das Verbot des Artikels
30 EWG-Vertrag, wenn der Importeur verpflichtet würde, hinsichtlich des
Ursprungs etwas anderes anzugeben, als er weiß oder vernünftigerweise wissen
kann, oder wenn bei Unterlassung oder Unrichtigkeit dieser Angabe Sanktio­
nen verhängt würden, die zu einem Verstoß gegen eine bloße Ordnungsvor­
schrift außer Verhältnis stehen.

43 Die Antwort auf die zweite Frage muß lauten, daß eine innerstaatliche Rege­
lung, die die Einfuhr von aus dritten Ländern stammenden Waren aus einem
Mitgliedstaat, in dem sie sich im freien Verkehr befinden, im Hinblick auf
eine etwaige zukünftige Anwendung von Artikel 115 EWG-Vertrag von der
Erteilung einer Einfuhrlizenz abhängig macht, auf jeden Fall eine durch Arti­
kel 30 EWG-Vertrag verbotene mengenmäßige Beschränkung darstellt.

Die Regelung in der Übergangszeit

44 Da die Einfuhren, die der strafrechtlichen Verurteilung der Berufungsführer
zugrunde liegen, zum Teil vor dem Ende der Übergangszeit am 1. Januar
1970 erfolgt sind, ersucht das vorlegende Gericht um Entscheidung, ob eine
innerstaatliche Regelung, welche die Einfuhr von Waren aus einem Mitglied­
staat, die sich dort im freien Verkehr befanden und aus einem Drittland
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stammten, im Hinblick auf eine etwaige Anwendung von Artikel 115 EWG-
Vertrag von einem Antrag auf eine Lizenz abhängig machte, während der
Übergangszeit eine Maßnahme gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige
Beschränkung war.

45/48 Nach den Artikeln 30 bis 35 EWG-Vertrag in Verbindung mit Artikel 8 Ab­
satz 7 waren die mengenmäßigen Beschränkungen und alle Maßnahmen glei­
cher Wirkung im innergemeinschaftlichen Handel während der Übergangs­
zeit schrittweise abzuschaffen; ihre Aufhebung mußte bis zu deren Ende voll­
zogen sein. Bis zu diesem Zeitpunkt waren die Mitgliedstaaten also befugt,
beschränkende Maßnahmen — gegebenenfalls in begrenztem Umfang — im
innergemeinschaftlichen Handel beizubehalten. Der Vertrag sah für diese
Zeit die Einführung einer gemeinsamen Handelspolitik noch nicht als Ziel
vor; es konnten daher zulässigerweise Unterschiede in der von den verschiede­
nen Mitgliedstaaten verfolgten Außenhandelspolitik fortbestehen. Dem Sinn
dieser Bestimmungen entsprechend gestattete Artikel 115 Absatz 2 den Mit­
gliedstaaten, während der Übergangszeit im Dringlichkeitsfall selbst die erfor­
derlichen Maßnahmen zu treffen, um Verkehrsverlagerungen zu verhindern;
sie mußten freilich die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission davon
in Kenntnis setzen, und das Recht der Kommission, die Änderung oder
Aufhebung der einseitig getroffenen Maßnahmen zu verlangen, blieb unbe­
rührt.

49 Grundsätzlich war es also mit dem damaligen Entwicklungsstand des Gemein­
schaftsrechts vereinbar, den Importeur einer in einem anderen Mitgliedstaat
im freien Verkehr befindlichen Ware zu verpflichten, sich gegebenenfalls
eine Einfuhrlizenz zu beschaffen.

so/52 Jedoch war das Ermessen der Mitgliedstaaten während der fraglichen Zeit in­
soweit nicht unbeschränkt: Nach Artikel 31 und 32 EWG-Vertrag durften die
Mitgliedstaaten keine neuen mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnah­
men gleicher Wirkung einführen und die zur Zeit des Inkrafttretens des Ver­
trages bestehenden Regelungen nicht einschränkender gestalten. Das vorle­
gende Gericht wird deshalb zu prüfen haben, ob die zur Zeit der umstrittenen
Einfuhren geltenden Maßnahmen, soweit sie die Zeit vor dem Ende der Über­
gangszeit betreffen, möglicherweise einschränkender waren als diejenigen, die
bei Inkrafttreten des Vertrages am 1. Januar 1958 gegolten hatten.

53 Die Antwort auf die vorgelegte Frage muß also lauten, daß während der Über­
gangszeit eine innerstaatliche Regelung, die die Einfuhr von aus dritten
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Ländern stammenden Waren aus einem Mitgliedstaat, in dem sie sich im
freien Verkehr befanden, im Hinblick auf eine etwaige Anwendung von Arti­
kel 115 EWG-Vertrag von einem Antrag auf eine Lizenz abhängig machte,
keine vom Vertrag verbotene mengenmäßige Beschränkung darstellte, sofern
dieses Verlangen keine Verschärfung der bei Inkrafttreten des Vertrages gel­
tenden Regelung bedeutete.

Kosten

54/55 Die Auslagen der Regierung der Französischen Republik und der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen
abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangs­
verfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem vor der Cour d'appel
Douai anhängigen Verfahren. Die Entscheidung über die Kosten obliegt da­
her diesem Gericht.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die von der Cour d'appel Douai mit Urteil vom 7. April 1976 vorgelegten
Fragen für Recht erkannt:

1. Es stellt für sich genommen keine Maßnahme mit gleicher
Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung dar, wenn
der Einfuhrmitgliedstaat für im freien Verkehr befindliche Er­
zeugnisse, deren Gemeinschaftsstatus durch die EWG-Waren­
verkehrsbescheinigung bescheinigt wird, in der Zollerklärung
die Angabe des Ursprungslandes verlangt, sofern es sich um
Waren handelt, für die handelspolitische Maßnahmen gelten,
die dieser Staat im Einklang mit dem Vertrag getroffen hat.

Jedoch fiele ein solches Verlangen unter das Verbot des Arti­
kels 30 EWG-Vertrag, wenn der Importeur verpflichtet würde,
hinsichtlich des Ursprunges etwas anderes anzugeben, als er
weiß oder vernünftigerweise wissen kann, oder wenn bei Unter­
lassung oder Unrichtigkeit dieser Angabe Sanktionen ver­
hängt würden, die zu einem Verstoß gegen eine bloße Ord­
nungsvorschrift außer Verhältnis stehen.
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2. Eine innerstaatliche Regelung, die die Einfuhr von aus dritten
Ländern stammenden Waren aus einem Mitgliedstaat, in dem
sie sich im freien Verkehr befinden, im Hinblick auf eine et­

waige zukünftige Anwendung von Artikel 115 EWG-Vertrag
von der Erteilung einer Einfuhrlizenz abhängig macht, stellt
auf jeden Fall eine durch Artikel 30 EWG-Vertrag verbotene
mengenmäßige Beschränkung dar.

Während der Übergangszeit stellte eine innerstaatliche Rege­
lung, die die Einfuhr von aus dritten Ländern stammenden
Waren aus einem Mitgliedstaat, in dem sie sich im freien Ver­
kehr befanden, im Hinblick auf eine etwaige Anwendung von
Artikel 115 EWG-Vertrag von einem Antrag auf eine Lizenz
abhängig machte, keine vom Vertrag verbotene mengenmä­
ßige Beschränkung dar, sofern dieses Verlangen keine Ver­
schärfung der bei Inkrafttreten des Vertrages geltenden Rege­
lung bedeutete.

Kutscher Donner Pescatore Mertens de Wilmars

Sørensen Mackenzie Stuart O'Keeffe Bosco Touffait

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 15. Dezember 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

H. Kutscher

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
FRANCESCO CAPOTORTI

VOM 24. NOVEMBER 1976 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Die vierte Strafkammer der Cour

d'appel Douai hat dem Gerichtshof mit

Entscheidung vom 7. April 1976 zwei
Fragen zur Auslegung der Artikel 30 und
32 EWG-Vertrag und insbesondere zu
dem Begriff der „Maßnahmen mit glei­
cher Wirkung wie mengenmäßige Be-

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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